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Ohne die aus dem Ausland angeworbenen »Gastarbeiter/-innen« wäre das 

Wirtschaftswachstum in den 1950er- und 1960er-Jahren in der noch jun-

gen Bundesrepublik Deutschland nicht tragfähig gewesen. Sechs Jahrzehnte 

später gibt es erneut eine Diskussion zu wachsenden Arbeits- und Fachkräfte-

engpässen. Ohne Zuwanderung scheint der Wirtschaftsstandort Deutschland 

gefährdet. Die Rahmenbedingungen für die Arbeitsmigration sind heute al-

lerdings andere als in den ersten Nachkriegsjahrzehnten. Der Beitrag gibt 

einen kurzen Überblick über die Entwicklung der Arbeitsmigration in die BRD – 

von ihren Anfängen bis heute.1 

Die Anfänge: Anwerbung ausländischer 
Arbeitskräfte 

Infolge des Wirtschaftswachstums nach dem zweiten Welt-
krieg entschloss sich die Bundesregierung, Arbeitskräfte 
aus dem Ausland anzuwerben, denn insbesondere in der 
Industrie konnte die Nachfrage nach Arbeitskräften nicht 
mehr über das einheimische Angebot gedeckt werden. Sie 
schloss dazu bilaterale Wanderungsverträge mit acht Staa-
ten aus dem Mittelmeerraum: Italien (1955), Spanien und 
Griechenland (1960), Türkei (1961), Marokko (1963), Por-
tugal (1964), Tunesien (1965) und Jugoslawien (1968). 
Oft waren es die Herkunftsländer, die den Wunsch an die 
Bundesrepublik herantrugen, ein Anwerbeabkommen zu 
schließen. Durch den Abfuss von Arbeitskräften wollten 
sie hoher Arbeitslosigkeit und damit verbundenen sozialen 
Spannungen entgegenwirken. Außerdem hoften sie auf 
ausländische Devisen. 
Die angeworbenen ausländischen Arbeitskräfte übernah-
men in der Bundesrepublik weitgehend an- und ungelernte 
Tätigkeiten in der industriellen Produktion und der Land-
wirtschaft. Diese waren mit hohen körperlichen Belastun-
gen verbunden und niedrig entlohnt – Bedingungen, die 
viele Einheimische nicht (mehr) akzeptieren wollten (vgl. 
Oltmer 2012). Ohne den Einsatz der ausländischen Ar-

beitskräfte wäre das Wirtschaftswachstum in Deutschland 
nicht denkbar gewesen. 
Die Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte endete 1973 
mit dem sogenannten Anwerbestopp. Dieser wurde mit der 
Ölpreiskrise und der befürchteten zunehmenden Arbeits-
losigkeit begründet, war aber auch Ausdruck des sich ab-
zeichnenden Strukturwandels am Arbeitsmarkt (vgl. ebd.). 
Mit dem Ende der Rekrutierung von ausländischen Arbeits-
kräften reagierte die Bundesregierung zudem auf Nieder-
lassungsprozesse der ausländischen Arbeitnehmer/-innen 
und nicht intendierte Folgen wie die Beschulung nachgezo-
gener Kinder. Es bildete sich eine Einwanderungssituation 
heraus, auch wenn öfentlich die »Gastarbeitermigration« 
(weiterhin) als zeitlich begrenzte Zuwanderung diskutiert 
wurde (vgl. Berlinghoff 2012). 
Zum Zeitpunkt des Anwerbestopps waren insgesamt 2,6 Mil-
lionen ausländische Arbeitskräfte in der BRD registriert 
(vgl. Butterwegge 2005). Viele von ihnen, insbesondere 
diejenigen aus der Türkei, blieben – auch, weil legale Rück-
kehrmöglichkeiten nach Deutschland fehlten. Sie holten 
ihre Familienangehörigen nach. So kam es, dass zwar die 
Zahl der ausländischen Erwerbstätigen nach dem Ende der 
Arbeitskräfteanwerbung sank, die ausländische Wohnbe-
völkerung aber wuchs. Heute haben 31,5 Prozent der ins-
gesamt 21,9 Millionen in Deutschland lebenden Menschen, 
denen das Statistische Bundesamt einen Migrationshinter-
grund zuweist, einen Bezug zu einem der acht Staaten, aus 
denen von Mitte der 1950er- bis Anfang der 1970er-Jah-
re Arbeitskräfte angeworben wurden (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2021). 

1 Der Beitrag beruht in Teilen auf Ausführungen der Autorin zur Arbeits-
migrationspolitik in Deutschland, die auf der Website der Bundeszentrale 
für politische Bildung im Länderprofil Deutschland erschienen sind: 
www.bpb.de/gesellschaft/migration/laenderprofile/deutschland/ 

urn:nbn:de:0035-bwp-22111-2 

www.bpb.de/gesellschaft/migration/laenderprofile/deutschland
https://osnabrueck.de
mailto:vera.hanewinkel@uni
mailto:vera.hanewinkel@uni-osnabrueck.de
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Nach dem Anwerbestopp: Ausnahmeregelungen 
und europäische Integration 

Der Anwerbestopp schränkte die legalen Möglichkeiten 
der Arbeitsmigration aus Ländern, die nicht in den Prozess 
der europäischen (Wirtschafts-)Integration eingebunden 
waren, erheblich ein. Andere Migrationsformen wie der 
Familiennachzug und die Asylmigration lösten die »Gastar-
beiter/-innen«-Migration ab. Gänzlich zum Erliegen kam 
die Arbeitsmigration in die Bundesrepublik jedoch nicht. 
So gab es Ausnahmen vom Anwerbestopp, zum Beispiel 
in den Bereichen Wissenschaft, Spezialitätengastronomie 
oder Krankenpfege. Geregelt wurden sie zum Beispiel im 
1991 in Kraft getretenen Ausländergesetz oder in der An-
werbestoppausnahmeverordnung von 1998. Zudem ver-
einbarte die Bundesrepublik mit Staaten in Ostmittel- und 
Südosteuropa Abkommen zur saisonalen Wanderung von 
Arbeitskräften, z. B. Erntehelfer/-innen. 
Darüber hinaus wurde Deutschland mit der fortschreiten-
den europäischen Integration zunehmend in ein europä-
isches Binnenwanderungsgeschehen eingebunden. 1968 
wurde die Arbeitnehmerfreizügigkeit innerhalb der Eu-
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) eingeführt. 
Staatsangehörige der EWG-Mitgliedstaaten waren fortan 
auf dem Arbeitsmarkt deutschen Staatsangehörigen weit-
gehend gleichgestellt. Mit dem Vertrag von Maastricht 1992 
wurde die Personenfreizügigkeit durch die Einführung der 
Unionsbürgerschaft weiter gestärkt. Wanderungs- und Mo-
bilitätserleichterungen schafte auch die Aufhebung der 
Personenkontrollen an den Grenzen der Staaten, die dem 
Schengener Abkommen von 1985 beitraten. 
Trotz der faktischen Einwanderungssituation hielten alle 
Bundesregierungen der 1970er- und 1980er-Jahre die Ma-
xime aufrecht, Deutschland sei kein Einwanderungsland, 
und setzten auf eine »Konsolidierungspolitik«, die auf die 
Rückkehr der ausländischen Arbeitskräfte und ihrer Fami-
lien in die Herkunftsländer ausgerichtet war. Ein Umdenken 
setzte zögerlich nach der Wiedervereinigung des geteilten 
Deutschlands 1990 ein. Ein echter migrationspolitischer 
Paradigmenwechsel vollzog sich aber erst nach der Jahr-
tausendwende. Bis dahin blockierte die Vorstellung, ein 
Nicht-Einwanderungsland zu sein, eine strategische Aus-
richtung der Zuwanderungs- und Integrationspolitik. 

Der Wandel der Arbeitsmigrationspolitik seit 2000 

Erste Signale eines migrationspolitischen Umdenkens setz-
te die sogenannte Green Card-Initiative der 1998 gewählten 
Regierungskoalition aus SPD und Bündnis 90/Die Grünen. 
Zwischen 2000 und 2004 ermöglichte sie es damals drin-
gend gesuchten IT-Fachkräften, eine befristete Aufent-
haltserlaubnis zu erhalten. 2001 folgte die Einberufung 
der Unabhängigen Kommission Zuwanderung, die Emp-

fehlungen zur zukünftigen Gestaltung der Zuwanderungs-
und Integrationspolitik erarbeiten sollte. Erstmals seit dem 
Anwerbestopp gab es also Bemühungen, eine strategische 
Zuwanderungspolitik zu entwerfen. Einige Empfehlungen 
der Kommission fossen in den Entwurf des sogenannten 
Zuwanderungsgesetzes ein, das am 1. Januar 2005 in Kraft 
trat. Das Gesetz bedeutete eine grundlegende Neuregelung 
des gesamten Ausländer- und Asylrechts. Den Kern des Ge-
setzes bildet das Aufenthaltsgesetz (AufenthG). Es soll die 
(Erwerbs-)Migration nach Deutschland unter Berücksich-
tigung wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischer Interessen 
steuern. Auch wenn das Aufenthaltsgesetz in der Folge 
mehrfach reformiert wurde, hält es bis heute an der Leitidee 
fest, dass die Zuwanderung (hoch) qualifzierter Fachkräfte 
gefördert werden soll, während Einwanderungsmöglichkei-
ten für gering qualifzierte Personen begrenzt bleiben. Hoch 
Qualifzierte können seither eine befristete Aufenthaltser-
laubnis erhalten, um in Deutschland zu arbeiten. Personen, 
die über besonders herausragende Qualifkationen verfü-
gen, können auch sofort ein unbefristetes Aufenthaltsrecht 
(Niederlassungserlaubnis) erhalten. 
Die Hürden für die Zuwanderung hoch qualifzierter Ar-
beitskräfte sind seit dem Inkrafttreten des Zuwanderungs-
gesetzes weiter verringert worden, etwa durch die Absen-
kung des Mindesteinkommens, das Arbeitsmigrantinnen 
und -migranten in Deutschland erwirtschaften müssen, um 
ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht zu erhalten. Impulsgebe-
rin für eine Liberalisierung war dabei auch die EU. Hervor-
zuheben ist hier vor allem die im Mai 2009 verabschiedete 
Richtlinie über die Bedingungen für die Einreise und den 
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer 
hoch qualifzierten Beschäftigung, die von Deutschland 
2012 in nationales Recht umgesetzt wurde. Damit wurde ein 
neuer Aufenthaltstitel eingeführt: die Blaue Karte EU. Sie 
erleichtert seither die Zuwanderung von Drittstaatsangehö-
rigen, die einen deutschen oder einen mit dem deutschen 
Hochschulabschluss vergleichbaren bzw. anerkannten aus-
ländischen Hochschulabschluss sowie ein Jobangebot mit 
einem bestimmten Bruttojahresgehalt vorweisen können.2 

Galt mit Blick auf die migrationspolitische Öfnung seit der 
Jahrtausendwende zunächst der Grundsatz »Academics 
only» (Kolb 2017, S. 95), so sind seit 2013 auch Zuwan-
derungsmöglichkeiten für ausländische Arbeitskräfte ohne 
Hochschulabschluss geschafen worden. Voraussetzung für 
die Zuwanderung ist hier in der Regel eine in Deutschland 
anerkannte qualifzierte Berufsausbildung. Hintergrund 
sind Fachkräfteengpässe in bestimmten Branchen und Be-
rufen, z. B. im Pfegesektor und im gewerblich-technischen 

2 2021: 56.800 Euro bzw. 44.304 Euro in den Berufsfeldern Mathematik, 
Informatik, Naturwissenschaften, Ingenieurwesen und Humanmedizin 
(außer Zahnmedizin), vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

2021. 
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Bereich. Am 1. Juli 2013 trat daher eine Änderung der Be-
schäftigungsverordnung in Kraft, die die Zuwanderung von 
Fachkräften aus Drittstaaten in Berufe erleichterte, für die 
die Bundesagentur für Arbeit (BA) einen Mangel an Arbeits-
kräften feststellte. 
Die Beschränkung qualifzierter Zuwanderung auf solche 
Mangel- bzw. Engpassberufe wurde mit dem Fachkräfte-
einwanderungsgesetz (FEG) aufgehoben. Es trat im März 
2020 als Teil des sogenannten Migrationspakets der Bun-
desregierung in Kraft und stellte berufich ausgebildete mit 
akademisch qualifzierten Fachkräften gleich (vgl. Becker/ 
Graf in diesem Heft). Es schaft zudem einen erweiterten, 
einheitlichen Fachkräftebegrif. Als Fachkräfte gelten dem-
nach neben Personen mit Hochschulabschluss nun auch 
Personen, die über eine qualifzierte Berufsausbildung ver-
fügen. Voraussetzung für die Zuwanderung ist in der Regel, 
dass ein konkretes Arbeitsplatzangebot aus Deutschland 
vorliegen muss. Außerdem gilt sowohl für akademisch aus-
gebildete als auch berufich qualifzierte Fachkräfte, dass 
der Bildungs- bzw. Berufsabschluss als gleichwertig mit 
einem in Deutschland erworbenen Abschluss anerkannt 
sein muss (für eine Übersicht der aktuellen Regelungen im 
Bereich der Arbeitsmigration vgl. Sachverständigenrat 
für Integration und Migration 2021). 
Die Möglichkeiten und Verfahren zur Anerkennung von im 
Ausland erworbenen Bildungs- und Berufsqualifkationen 
waren bereits durch das im April 2012 in Kraft getretene 
Anerkennungsgesetz des Bundes (für bundesrechtlich gere-
gelte Berufe) sowie nachfolgend erlassene Anerkennungs-
gesetze der Länder (für landesrechtlich geregelte Berufe) 
verbessert worden (vgl. Elsässer/Wiemers in diesem 
Heft). Das Anerkennungsgesetz des Bundes etablierte u. a. 
den Rechtsanspruch auf ein Verfahren zur Anerkennung 
des ausländischen Berufsabschlusses. Die Notwendigkeit 
zur Anerkennung der Gleichwertigkeit erweist sich häufg 
für Menschen in Ausbildungsberufen als besonders heraus-
fordernd, da das deutsche System der dualen Ausbildung 
im Ausland kaum verbreitet ist. Darauf reagierte das Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz, indem es die Möglichkeiten 
ausweitet, für eine Nachqualifkation in Form von Aus- und 
Weiterbildungen nach Deutschland zu kommen und im An-
schluss zum Arbeiten im Land zu verbleiben. Zudem ermög-
licht das Gesetz Ausbildungsinteressierten, unter bestimm-
ten Voraussetzungen für sechs Monate nach Deutschland 
zu kommen, um hier nach einem Ausbildungsplatz zu su-
chen (zur Einwanderung zur Ausbildung vgl. Studthoff 
in diesem Heft). Zuvor bestand diese Möglichkeit nur für 
Studieninteressierte. 

Migration und Arbeitskräftepotenzial 

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz bildet den vorläuf-
gen Höhepunkt der migrationspolitischen Öfnung seit der 
Jahrtausendwende. Ob die darin getrofenen Regelungen 
allerdings ausreichen, um den Bedarf an Fachkräften zu 
decken, ist fraglich. Kurz vor dem 60-jährigen Jubiläum 
des Anwerbeabkommens mit der Türkei im Oktober 2021 
meldete die Bundesagentur für Arbeit, dass derzeit 1,2 Mil-
lionen Arbeitskräfte gesucht würden, davon zwei Drittel 
Fachkräfte.3 Und der Bedarf dürfte weiter steigen, führt 
doch die demografsche Entwicklung mittelfristig zu einem 
Rückgang der Erwerbsbevölkerung. Wirtschaftswissen-
schaftler/-innen rechnen damit, dass Deutschland jährlich 
eine Nettozuwanderung von 400.000 Personen benötigt, 
um das Erwerbspersonenpotenzial stabil zu halten (vgl. 
Fuchs/Söhnlein/Weber 2017) – ein Wert, der in den 
meisten Jahren seit 2000 nicht erreicht worden ist.4 

2019 – vor einem Rückgang der Zuwanderung aufgrund der 
weltweiten Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pan-
demie – wanderten insgesamt 1,6 Millionen Menschen nach 
Deutschland zu. Etwas mehr als die Hälfte der 2019 Zuge-
wanderten waren Bürger/-innen aus EU-Staaten (51,1 %), 
die von ihrem Recht auf Freizügigkeit Gebrauch machten. 
Unter Drittstaatsangehörigen dominierte die Zuwanderung 
aus humanitären Gründen – trotz stark rückläufger Zahlen 
seit der umfangreichen Fluchtmigration in den Jahren 2015 
und 2016. Auf den Plätzen zwei und drei der wichtigsten 
Gruppen zuwandernder Drittstaatsangehöriger rangierten 
Personen, die zum Zweck des Studiums nach Deutschland 
einreisten bzw. im Rahmen des Familiennachzugs nach 
Deutschland kamen. Die (qualifzierte) Erwerbsmigration 
folgte auf Platz vier. Damit scheint sie für das Wanderungs-
geschehen eher eine untergeordnete Rolle zu spielen, auch 
wenn sie in den vergangenen Jahren stetig gestiegen ist 
(+ 65,4 % im Vergleich zu 2015; vgl. Abb. 1 , S. 14). 
Doch der Blick auf die Statistik und die Labels, die Zuwan-
dernden darin in Anlehnung an das Aufenthaltsrecht zu-
gewiesen werden, trügt. Er verdeckt, dass ein großer Teil 
derjenigen, die über andere Zuwanderungskanäle nach 
Deutschland kommen, dem Arbeitsmarkt entweder sofort 
oder mittelfristig als Arbeitskräfte zur Verfügung stehen. So 
sind beispielsweise 2,3 Millionen der insgesamt rund fünf 
Millionen in Deutschland lebenden EU-Bürger/-innen sozial-
versicherungspfichtig beschäftigt. Hinzu treten geringfügig 
Beschäftigte (vgl. Graf 2021). Die Beschäftigungsquote 

3 Fachkräftemangel in Deutschland: 1,2 Millionen Arbeitskräfte gesucht. 
Tagesschau vom 23. Oktober 2021 – www.tagesschau.de/wirtschaft/ 
konjunktur/arbeitskraeftemittelstand-einwanderer-mangel-101.html 

4 STATISTISCHES BUNDESAMT: Wanderungen über die Grenzen Deutschlands, 
nach Jahren. www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoel 
kerung/_Grafik/_Interaktiv/wanderungen-deutschland-ausland.html 

www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoel
www.tagesschau.de/wirtschaft
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/konjunktur/arbeitskraeftemittelstand-einwanderer-mangel-101.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/_Grafik/_Interaktiv/wanderungen-deutschland-ausland.html
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Abbildung 

Zuwanderung nach den wichtigsten Migrationsgruppen 

■ 2015 

■ ■ 2017 

■ ■ 2019 

EU-Binnenmigration 

846.039 

60.882 

38.836 

Drittstaatenangehörige 

114.861 
96.633 

82.440 ~ 

Erwerbsmigration** ~ 
Familiennachzug 

104.940 llo. 947 

99.087 

Bi ldu ngsa uslä nder/-i n nen * 

Asyle rsta nträ ge 

441.899 

198.317 

142.509 
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* Studienanfänger/-innen  ** nach §§ 18–21 AufenthG 

Quelle: Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 2020, S. 59 

Eine Addition der  Zuwanderungsgruppen zu einer Gesamtsumme ist aufgrund unterschiedlicher Erhebungskriterien (z.B. Fall- vs. Personenstatistik) und 
Doppelzählungen (z.B. EU-Binnenmigration und saisonale Arbeitskräfte aus EU-Staaten) nicht möglich. 

von zugewanderten EU-Bürgerinnen und -Bürgern lag 
im Oktober 2021 bei rund 58,3 Prozent (im Vergleich zu 
67,7 Prozent in der Gesamtbevölkerung und 53,5 Prozent in 
der ausländischen Bevölkerung; vgl. Brücker u. a. 2021). 
Auch Ausländer/-innen, die im Rahmen des partnerschaft-
lichen Familiennachzugs nach Deutschland kommen, stel-
len – weil überwiegend sehr gut ausgebildet – ein »erheb-
liches Potenzial für den Arbeitsmarkt dar«, wie eine Studie 
des Deutschen Zentrums für Integrations- und Migrations-
forschung herausstellt (Borowsky u. a. 2020; vgl. auch 
Fendel/Trübswetter in diesem Heft). Gleichzeitig be-
tonen die Autorinnen und Autoren, dass dieses Potenzial 
bislang nicht ausreichend genutzt wird. So stehen nur etwa 
die Hälfte der im Rahmen des partnerschaftlichen Familien-
nachzugs nach Deutschland gekommenen Personen in 
einem Beschäftigungsverhältnis – obwohl sich mehr von 
ihnen, insbesondere Frauen, eine Arbeitsstelle wünschen. 
Hier gilt es, integrationspolitisch tätig zu werden und vor-

handene Unterstützungsstrukturen so auszubauen, dass 
eine rasche Teilhabe am Arbeitsmarkt ermöglicht wird. 
Die Logik der Integrationspolitik steht dem grundsätzlich 
nicht im Weg. So wird neben dem Spracherwerb die Inte-
gration in den Arbeitsmarkt von fast allen Zugewanderten 
gefordert. Das im Rahmen einer »aktivierenden Arbeits-
marktpolitik« – insbesondere mit der Anfang 2005 in Kraft 
getretenen vierten Hartz-Reform – etablierte sozialstaatli-
che Grundprinzip des Förderns und Forderns hat mit dem 
Zuwanderungsgesetz Einzug in die Integrationspolitik ge-
halten. In den letzten Jahren werden von Zugewanderten 
verstärkt Integrationsleistungen gefordert – nun auch von 
Migrationsgruppen, die erst in jüngerer Zeit als (poten-
zielle) Arbeitskräfte »entdeckt« und zunehmend als solche 
angesprochen werden, etwa Asylsuchende und Geduldete, 
bei denen davon auszugehen ist, dass sie sich langfristig 
in Deutschland aufhalten werden. Beispielhaft dafür steht 
auch die seit einigen Jahren diskutierte Möglichkeit eines 
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»Spurwechsels«, also des Übergangs aus dem Asylsystem 
in ein Aufenthaltsrecht zum Zwecke der Erwerbstätigkeit. 

Fachkräftemigration bleibt ein wichtiges Thema 

Die neue Bundesregierung aus SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und FDP beabsichtigt, die Möglichkeiten für die Zu-
wanderung von Fachkräften weiter auszubauen. So soll 
die Arbeitsmigration künftig zusätzlich mittels Punktesys-

tem gesteuert werden, das die Zuwanderung an Kriterien 
wie Bildungsgrad, Arbeitserfahrung und Deutschkennt-
nisse bindet.5 Die bislang auf ausländische Fachkräfte mit 
Hochschulabschluss beschränkte Blaue Karte EU soll auf 
nicht-akademische Berufe ausgeweitet werden. Die kon-
krete Ausgestaltung der zukünftigen Regelungen zur Fach-
kräftemigration bleibt abzuwarten. Klar ist aber schon jetzt: 
Die Einwanderung von Fachkräften wird auch in Zukunft 
ein wichtiges Thema bleiben. s

 

5 Mehr Fortschritt wagen. Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nach-
haltigkeit. Koalitionsvertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP: https://cms.gruene.de/uploads/documents/Koalitionsvertrag-SPD-
GRUENE-FDP-2021-2025.pdf 

Infografi k von S.14 zum Download: 
www.bwp-zeitschrift .de/g557 
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